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Gesetzentwurf 

der Abgeordneten Peter Tomaschko, Holger Dremel, Thomas Huber, Josef 
Zellmeier, Michael Hofmann, Prof. Dr. Winfried Bausback, Tanja Schorer-Dremel, 
Daniel Artmann, Konrad Baur, Barbara Becker, Maximilian Böltl, Norbert Dünkel, 
Jürgen Eberwein, Wolfgang Fackler, Thorsten Freudenberger, Martina Gießübel, 
Alfred Grob, Patrick Grossmann, Josef Heisl, Thomas Holz, Melanie Huml, Björn 
Jungbauer, Andreas Jäckel, Manuel Knoll, Harald Kühn, Tobias Reiß, Helmut 
Schnotz, Werner Stieglitz, Martin Stock, Kristan Freiherr von Waldenfels und 
Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Martin Rosenberger, Martin Behringer, Dr. Martin 
Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, 
Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, 
Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, 
Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller, Martin Scharf, Werner 
Schießl, Gabi Schmidt, Johanna Schramm, Roswitha Toso, Roland Weigert, Jutta 
Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und Fraktion 
(FREIE WÄHLER), 

Katharina Schulze, Johannes Becher, Gabriele Triebel, Mia Goller, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Sanne Kurz, Eva 
Lettenbauer, Julia Post, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN), 

Holger Grießhammer, Nicole Bäumler, Volkmar Halbleib, Anna Rasehorn, Doris 
Rauscher, Arif Taşdelen, Markus Rinderspacher, Horst Arnold, Florian von 
Brunn, Martina Fehlner, Christiane Feichtmeier, Sabine Gross, Ruth Müller, Harry 
Scheuenstuhl, Dr. Simone Strohmayr, Ruth Waldmann, Katja Weitzel und Fraktion 
(SPD) 

zur Änderung des Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes 

A) Problem 

1. Ab dem 1. Januar 2026 gelten gemäß Art. 6 Abs. 2 des Bayerischen Erwachsenen-
bildungsförderungsgesetzes (BayEbFöG) neue Regelungen zur Kontingentierung. 
Hiernach werden die staatlichen Mittel zu 40 % nach Doppelstunden und jeweils 
30 % nach Teilnehmenden und Veranstaltungen vergeben. Auf diesen neuen Mo-
dus hatten sich die staatlich anerkannten Träger der Erwachsenenbildung im 
Jahr 2022 – noch unter starkem Eindruck der Coronajahre – geeinigt. Der Landtag 
hat diese neue Regelung 2023 in das Bayerische Erwachsenenbildungsförderungs-
gesetz übernommen. Ziel ist es, die Finanzierungsstruktur der Erwachsenenbildung 
in Bayern so aufzustellen, dass sie eine leistungs-, angebots- und zukunftsorien-
tierte Finanzierung der beteiligten Erwachsenenbildungsorganisationen möglich 
macht, Entwicklungen zulässt und gleichzeitig Stabilität und Planbarkeit gewährleis-
tet. Aktuell zeigt sich, dass sich in den nächsten Jahren jährlich nur schwer voraus-
sehbar schwankende und zum Teil deutliche Verschiebungen der Anteile zwischen 
den Trägern ergeben könnten, deren Umfang weder seitens der Erwachsenenbil-
dungsträger noch seitens des Gesetzgebers erwartet oder intendiert war. 

2. Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus gewährt zusätzliche Leistungen für 
Erwachsenenbildungsmaßnahmen sowohl für Menschen mit Behinderungen als 
auch für ein vom Landtag regelmäßig zu bestimmendes Schwerpunkthema. Es hat 
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sich gezeigt, dass die derzeitige Ausreichung der Mittel im Wege gesonderter Ver-
waltungsverfahren – gerade auch im Hinblick auf die parallel bestehenden Struktu-
ren der Leistungsgewährung nach Art. 6 BayEbFöG – als Doppelbelastung wahr-
genommen wird. Hier fallen für die Empfänger zusätzliche Verwaltungskosten an. 

3. Die örtliche Erwachsenenbildungsarbeit stößt oftmals auf Schwierigkeiten in der 
Raumbeschaffung. Solange die Errichtung eigener Bauanlagen für Zwecke der Er-
wachsenenbildung nicht möglich ist, müssen Mitbenutzungsmöglichkeiten in vor-
handenen Schul- und Hochschulanlagen gesucht werden. Nach der geltenden Soll-
Bestimmung des Art. 8 Satz 1 BayEbFöG sollen Staat, staatliche Hochschulen, Ge-
meinden und Gemeindeverbände für die Lehrangebote der Erwachsenenbildung 
geeignete Räume sowie vorhandene Lehr- und Arbeitsmittel zur Mitbenutzung ge-
gen angemessenes Entgelt überlassen, soweit das im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
ohne Beeinträchtigung des Betriebs erfolgen kann. Das Erfordernis eines angemes-
senen (Nutzungs-)Entgelts stellt dabei schon heute jedoch keinen eigenständigen 
Sondertatbestand dar, sondern verweist tatsächlich lediglich auf die bestehenden 
Vorschriften des staatlichen Haushaltsrechts oder Kommunalrechts. Dieses Ver-
ständnis von Art. 8 BayEbFöG ist aus der Regelung nicht klar zu erkennen und führt 
in der Auslegung des Begriffs des angemessenen Nutzungsentgelts in der Praxis 
bisweilen zu Rechtsunsicherheiten. 

B) Lösung 

1. Ziel ist eine Ergänzung der ab 1. Januar 2026 geltenden Verteilungsregelung. Die 
neue Grundstruktur der Mittelverteilung bleibt weiterhin erhalten, da sie die neuen 
Realitäten in der Angebotsstruktur und zugleich die jeweiligen Spezifika der einzel-
nen Träger gut abbildet. Um einerseits kurzfristige größere Schwankungen bei den 
Kontingenten zu vermeiden und zugleich weiterhin Entwicklungen im Wettbewerb 
einzelner Träger zu ermöglichen, soll zusätzlich eine Stabilisierungskomponente 
eingeführt werden. Gemäß dieser Stabilisierungskomponente soll kein Förderemp-
fänger von einem auf das andere Jahr mehr als 1 % im Verhältnis zu seinem Vor-
jahreskontingent (Anteil an der Gesamtförderung) verlieren dürfen. Dadurch werden 
kleine wie große Träger einerseits davor geschützt, von einem auf das andere Jahr 
zu hohe Verluste tragen zu müssen. Zugleich werden jedoch auch planbare Verän-
derungen im Wettbewerb um die Mittelverteilung ermöglicht. Damit bleibt das Sys-
tem der Erwachsenenbildung in Bayern auch künftig ein stabiler Partner für Bildung, 
Demokratie und gesellschaftlichen Zusammenhalt, das sich gleichzeitig wachsen-
den Veränderungen und sich differenzierenden Herausforderungen stellt. Die ge-
plante Änderung hat keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen auf den Haus-
halt. Die Umsetzung erfolgt im Rahmen der bestehenden Haushaltsmittel. 

2. Die bestehenden Verfahren zur Gewährung zusätzlicher Leistungen für Maßnah-
men für Menschen mit Behinderungen bzw. für das vom Landtag regelmäßig zu 
bestimmende Schwerpunkthema sollen in Zukunft unbürokratischer gestaltet und 
anfallende Verwaltungslasten für die Empfänger reduziert werden. Nachdem für die 
gleichen Berechtigten bereits ein Verfahren zur Gewährung von Leistungen nach 
Art. 6 BayEbFöG besteht, werden die beiden bisherigen zusätzlichen Leistungen in 
Zuschläge zu den bestehenden Leistungen nach Art. 6 BayEbFöG umgewandelt 
und zusammen mit diesen ausgereicht. Die Themensetzung durch den Landtag 
bleibt unverändert gewahrt. Der Landtag kann auf diese Weise für bestimmte Be-
reiche von hoher gesellschaftlicher Relevanz wichtige zusätzliche Akzente setzen. 
Die geplante Änderung hat keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen auf den 
Haushalt. Die Umsetzung erfolgt im Rahmen der bestehenden Haushaltsmittel. 
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3. Die Regelung des Art. 8 Satz 1 BayEbFöG wird durch eine dynamische Verweisung 
auf die allgemein geltenden Vorschriften des staatlichen Haushaltsrechts oder Kom-
munalrechts angepasst. Der Verweis tritt ohne inhaltliche Änderung an die Stelle 
der bisherigen Formulierung „gegen angemessenes Entgelt“. Damit wird nur klar-
gestellt, dass sich die Überlassung von staatlichen oder kommunalen Räumen bzw. 
Lehr- und Arbeitsmitteln nach den jeweils geltenden Vorschriften zur Nutzungsüber-
lassung staatlicher oder kommunaler Vermögensgegenstände richtet. Dies sind ins-
besondere Art. 63 Abs. 5 der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) für die staat-
lichen Normadressaten, Art. 75 Abs. 1 bis 3 der Gemeindeordnung (GO) für die Ge-
meinden sowie Art. 69 Abs. 1 bis 3 der Landkreisordnung (LKrO) bzw. Art. 67 
Abs. 1 bis 3 der Bezirksordnung (BezO) für die Gemeindeverbände (Landkreise und 
Bezirke). Ob und in welcher Höhe ein Nutzungsentgelt für die Überlassung von 
staatlichen oder kommunalen Räumlichkeiten bzw. Lehr- und Arbeitsmitteln erfor-
derlich ist oder ob hiervon im Einzelfall Ausnahmen zulässig sind, bestimmt sich 
nach diesen allgemeinen Vorschriften. Bereits im Gesetzentwurf vom 6. Juni 2018 
zur Novellierung des Gesetzes zur Förderung der Erwachsenenbildung wurde in 
der Gesetzesbegründung dargelegt, dass sich das in Art. 8 BayEbFöG enthaltene 
Erfordernis der Angemessenheit des Nutzungsentgelts aus Art. 63 Abs. 5 BayHO 
ergibt (Drs. 17/22597, S. 13). Mit der vorliegenden Gesetzesänderung wird dieser 
Rechtsgedanke eindeutig im Gesetzeswortlaut verankert, ohne dass hiermit inhalt-
liche Änderungen verbunden sind. 

C) Alternativen 

Eine Lösung im Verwaltungsvollzug ist nicht möglich. 

D) Kosten 

1. Kosten für den Staat 

Für den Staat entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

2. Kosten für Kommunen 

Den Kommunen entstehen keine Kosten. 

3. Kosten für die Wirtschaft und die Bürgerinnen und Bürger 

Der Wirtschaft und den Bürgerinnen und Bürgern entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

 





Bayerischer Landtag 
19. Wahlperiode Drucksache 19/12649 

 01.07.2026 

 

 

Gesetzentwurf 

zur Änderung des Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes 

§ 1 

Das Bayerische Erwachsenenbildungsförderungsgesetz (BayEbFöG) vom 31. Juli 
2018 (GVBl. S. 662, BayRS 2239-1-K), das zuletzt durch § 31 des Gesetzes vom 
26. März 2026 (GVBl. S. 75) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Satz 3 wird Satz 2. 

2. Die Art. 6 und 7 werden wie folgt gefasst:  

„Art. 6 

Zuwendungen 

(1) 1Staatliche Zuwendungen zum Betrieb von Einrichtungen werden aus-
schließlich über die Förderempfänger ausgereicht und von diesen aufgrund ihrer 
Entscheidung an die einzelnen Träger verteilt, die sie ihrerseits an ihre Einrichtun-
gen weiterreichen. 2Dabei sollen die Träger einen dem Umfang ihrer Bildungsarbeit, 
der Höhe ihrer Aufwendungen und ihrer wirtschaftlichen Lage angemessenen Anteil 
erhalten. 3Einrichtungen in Gebieten, in denen das Bildungsangebot für Erwach-
sene wesentlich hinter dem Durchschnitt zurückbleibt, können dabei von den För-
derempfängern besonders gefördert werden. 

(2) 1Jeder Förderempfänger erhält für das jeweilige Haushaltsjahr einen Sockel-
betrag von 100 000 €. 2Stehen für das jeweilige Haushaltsjahr Haushaltsmittel nicht 
in der dafür erforderlichen Höhe zur Verfügung, wird der Sockelbetrag für jeden 
Förderempfänger anteilig vermindert. 3Die nach der Bemessung des Sockelbetrags 
verbleibenden Haushaltsmittel werden nach den folgenden für das zweite Kalen-
derjahr vor Beginn des jeweils maßgeblichen Haushaltsjahres ermittelten Werten 
verteilt: 

1. 40 % nach den Anteilen an den geleisteten Doppelstunden, 

2. 30 % nach den Anteilen an der Zahl der Teilnehmer, 

3. 30 % nach den Anteilen an der Zahl der Veranstaltungen. 

4Dabei werden auch die Doppelstunden, Teilnehmer und Veranstaltungen berück-
sichtigt, die auf Lehrangebote entfallen, die nach Art. 7 gefördert werden. 5Aus dem 
Sockelbetrag und dem nach Satz 3 ermittelten Anteil ergibt sich der jeweilige Ge-
samtförderanteil der einzelnen Förderempfänger. 

(3) 1Der nach Abs. 2 Satz 5 ermittelte Anteil an der Gesamtförderung ist in ei-
nem zweiten Schritt nach den Bestimmungen der Sätze 2 bis 4 anzupassen. 2Der 
Anteil jedes Förderempfängers an der Gesamtförderung darf gegenüber dem Vor-
jahresanteil um höchstens 1 % seines Vorjahresanteils sinken (Stabilisierungskom-
ponente). 3Soweit der jeweilige Anteil um mehr als 1 % seines Vorjahresanteils 
sinkt, werden die darüber hinausgehenden Abweichungen mit den Anteilen derjeni-
gen Förderempfänger ausgeglichen, deren Gesamtförderanteile im Vergleich zum 
Vorjahr gestiegen sind. 4Der Ausgleich erfolgt im Verhältnis der Höhe der Zu-
wächse. 
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(4) 1In den Jahren, in denen ein Förderempfänger zum ersten Mal Fördermittel 
im Sinne von Abs. 2 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 3 erhält (neuer Förderempfänger), 
werden die Gesamtförderanteile nach den Bestimmungen der Sätze 2 bis 6 berech-
net. 2Der Gesamtförderanteil des neuen Förderempfängers wird nach Maßgabe von 
Abs. 2 bestimmt. 3Abs. 3 findet auf den neuen Förderempfänger keine Anwendung. 
4Die Gesamtförderanteile der anderen Förderempfänger werden in einem ersten 
Schritt nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 bestimmt, bei der Berechnung bleibt der 
neue Förderempfänger außer Betracht. 5Diese Anteile sind in einem zweiten Schritt 
insgesamt um den Gesamtförderanteil des neuen Förderempfängers zu reduzieren. 
6Dabei tragen die anderen Förderempfänger den Gesamtförderanteil des neuen 
Förderempfängers im Verhältnis ihrer nach Satz 4 berechneten Anteile. 

(5) Die auf die einzelnen Förderempfänger entfallenden Anteile werden vom 
Staatsministerium festgestellt und den Förderempfängern zugewiesen. 

(6) 1Die Förderempfänger können einen angemessenen Anteil der ihnen zuge-
wiesenen Mittel für ihre zentralen Aufgaben nach Art. 2 Abs. 3 verwenden (Förder-
empfängeranteil). 2Über die Höhe des Förderempfängeranteils entscheidet das 
Staatsministerium im Rahmen der Zuweisung nach Abs. 5. 

(7) 1Die Träger, die als gemeinnützig im Sinne des § 52 der Abgabenord-
nung (AO) anerkannt sind, dürfen Rücklagen bilden. 2Förderempfänger dürfen 
Rücklagen bis zu einer Höhe von 3 % der jeweiligen Gesamteinnahmen bilden. 

Art. 7 

Besondere Leistungen 

(1) 1Das Staatsministerium kann für Bereiche von hoher gesellschaftlicher Be-
deutung nach Maßgabe des Haushalts zusätzliche Mittel zuweisen. 2Welche Berei-
che diese Bedeutung haben, entscheidet der für Bildung zuständige Ausschuss des 
Landtags. 3Die einzelnen Förderempfänger erhalten die hierfür vorgesehenen Mittel 
im jeweiligen Haushaltsjahr als Zuschlag zu den nach Art. 6 auszureichenden Mit-
teln. 

(2) 1Das Staatsministerium kann für Maßnahmen, die der Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen dienen, nach Maßgabe des Haushalts zusätzliche Mittel 
zuweisen. 2Die einzelnen Förderempfänger erhalten die hierfür vorgesehenen Mittel 
im jeweiligen Haushaltsjahr als Zuschlag zu den nach Art. 6 auszureichenden Mit-
teln.“ 

3. In Art. 8 Satz 1 wird die Angabe „gegen angemessenes Entgelt“ durch die Angabe 
„nach den allgemein geltenden Vorschriften des staatlichen Haushalts- oder Kom-
munalrechts“ ersetzt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2026 in Kraft. 

 

 

Begründung: 

Zu § 1: 

Zu § 1 Nr. 1: 

Art. 5 Satz 2 stellte klar, dass die Mittel für die institutionelle Förderung und die Projekt-
förderung im Staatshaushalt getrennt auszuweisen waren. Durch die Neuordnung des 
Verhältnisses von Art. 6 und Art. 7 kann die Regelung entfallen. 

Zu § 1 Nr. 2: 

Zu Art. 6: 

Die zum 1. Januar 2026 in Kraft getretene Grundstruktur der Mittelverteilung nach Art. 6 
Abs. 1 und 2 bleibt mit redaktionellen Ergänzungen unverändert erhalten. Sie wird in 
Art. 6 Abs. 3 um eine Stabilisierungskomponente ergänzt. Ziel ist es, einerseits 



Drucksache 19/12649 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 7 

 

kurzfristige größere Schwankungen bei den Anteilen der Förderempfänger zu vermei-
den und zugleich die angestrebten Veränderungen und Entwicklungen im Wettbewerb 
der Träger zu ermöglichen. 

Gemäß dieser Stabilisierungskomponente soll kein Förderempfänger von einem auf 
das andere Jahr mehr als 1 % im Verhältnis zu seinem Vorjahreskontingent (Anteil an 
der Gesamtförderung) verlieren dürfen. Darüber hinausgehende Verluste werden von 
denjenigen Förderempfängern ausgeglichen, die Zugewinne zu verzeichnen haben – 
und zwar anteilig entsprechend der Höhe ihrer Zugewinne. Dadurch werden kleine wie 
große Förderempfänger einerseits davor geschützt, von einem auf das andere Jahr zu 
hohe Verluste tragen zu müssen. Zugleich werden jedoch auch planbare Veränderun-
gen im Wettbewerb um die Mittelverteilung ermöglicht. Damit bleibt das System der 
Erwachsenenbildung in Bayern auch künftig ein stabiler Partner für Bildung, Demokratie 
und gesellschaftlichen Zusammenhalt, das sich gleichzeitig wachsenden Veränderun-
gen und sich differenzierenden Herausforderungen stellt. 

Für die Eingliederung eines neuen Förderempfängers sind in Art. 6 Abs. 4 Sonderrege-
lungen für die Berechnung der Gesamtförderanteile vorgesehen, da der Binnenaus-
gleich im Rahmen der Stabilisierungskomponente im ersten Jahr des Fördermittelbe-
zugs für den neuen Förderempfänger nicht zweckgemäß ist. Andernfalls müsste dieser 
durch den zwangsläufigen Zuwachs im ersten Jahr seines Hinzutretens mögliche Ver-
luste der anderen Förderempfänger mittragen. 

Der Gesamtförderanteil des neuen Förderempfängers ist nach Abs. 2 zu ermitteln; die 
Stabilisierungskomponente nach Abs. 3 findet auf den neuen Förderempfänger keine 
Anwendung. 

Die Gesamtförderanteile der anderen Förderempfänger werden nach Maßgabe von 
Abs. 2 und 3 bestimmt. Dabei bleibt der neue Förderempfänger zunächst außer Be-
tracht, um den Binnenausgleich der Stabilisierungskomponente zwischen den anderen 
Förderempfängern durchführen zu können. Dadurch wird festgestellt, welche Gesamt-
förderanteile die anderen Förderempfänger im Binnenverhältnis jeweils erhalten wür-
den, wenn der neue Förderempfänger nicht zu berücksichtigen wäre. Diese Vorgehens-
weise stellt sicher, dass die in Abs. 3 vorgesehene Stabilisierungskomponente aus-
schließlich auf die anderen Förderempfänger angewandt wird und der Binnenausgleich 
innerhalb des Förderkreises gewahrt bleibt. Durch die erstmalige Berücksichtigung des 
neuen Förderempfängers im Rahmen der Förderung müssen die Gesamtförderanteile 
der anderen Förderempfänger reduziert werden. Dabei tragen die anderen Förderemp-
fänger den Gesamtförderanteil des neu hinzugetretenen Förderempfängers entspre-
chend ihrer zunächst nach Abs. 2 und 3 ohne Berücksichtigung des neuen Förderemp-
fängers berechneten Anteile an der Gesamtförderung. 

Um Planbarkeit und Entwicklungsmöglichkeiten auch weiterhin zusammenzudenken, 
ist für das Jahr 2031 auf der Basis gewonnener Erfahrungen vorgesehen, in Abstim-
mung mit den Förderempfänger eine Überprüfung der Kontingentierungsregelungen 
vorzunehmen. 

Die bisherigen Abs. 3, 4 und 5 werden redaktionell zu den Abs. 5, 6 und 7. 

Zu Art. 7: 

Art. 7 wird vollständig neu gefasst. Die bisherigen Leistungen nach Art. 7 werden ge-
mäß der Neuregelung in Art. 7 Abs. 1 als Zuschlag zu den Leistungen nach Art. 6 aus-
gereicht. Art. 5 bleibt unberührt. Der Landtag kann auf diese Weise für bestimmte Be-
reiche von hoher gesellschaftlicher Relevanz wichtige zusätzliche Akzente setzen. Die 
Entscheidung hinsichtlich der Bereiche trifft wie bisher der für Bildung zuständige Aus-
schuss des Landtags. Die bisherigen Leistungen für Bildungsmaßnahmen der Träger 
der Erwachsenenbildung in Bayern für Menschen mit Behinderungen werden gemäß 
Art. 7 Abs. 2 zusammen mit den Leistungen nach Art. 6 ausgereicht. Art. 5 bleibt unbe-
rührt. Die auf die einzelnen Förderempfänger entfallenden Anteile werden vom Staats-
ministerium in Abstimmung mit den Förderempfängern festgestellt und den Förderemp-
fängern zugewiesen. 
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Zu § 1 Nr. 3: 

Die Regelung des Art. 8 Satz 1 wird durch eine dynamische Verweisung auf die allge-
mein geltenden Vorschriften des staatlichen Haushaltsrechts oder Kommunalrechts an-
gepasst. Der Verweis tritt ohne inhaltliche Änderung an die Stelle der bisherigen For-
mulierung „gegen angemessenes Entgelt“. Damit wird nur klargestellt, dass sich die 
Überlassung von staatlichen oder kommunalen Räumen bzw. Lehr- und Arbeitsmitteln 
nach den jeweils geltenden Vorschriften zur Nutzungsüberlassung staatlicher oder 
kommunaler Vermögensgegenstände richtet. Dies sind insbesondere Art. 63 Abs. 5 
BayHO für die staatlichen Normadressaten, Art. 75 Abs. 1 bis 3 GO für die Gemeinden 
sowie Art. 69 Abs. 1 bis 3 LKrO bzw. Art. 67 Abs. 1 bis 3 BezO für die Gemeindever-
bände (Landkreise und Bezirke). Ob und in welcher Höhe ein Nutzungsentgelt für die 
Überlassung von staatlichen oder kommunalen Räumlichkeiten bzw. Lehr- und Arbeits-
mitteln erforderlich ist oder ob hiervon im Einzelfall Ausnahmen zulässig sind, bestimmt 
sich nach diesen allgemeinen Vorschriften. Bereits im Gesetzentwurf vom 6. Juni 2018 
zur Novellierung des Gesetzes zur Förderung der Erwachsenenbildung wurde in der 
Gesetzesbegründung dargelegt, dass sich das in Art. 8 BayEbFöG enthaltene Erforder-
nis der Angemessenheit des Nutzungsentgelts aus Art. 63 Abs. 5 BayHO ergibt 
(Drs. 17/22597, S. 13). Mit der vorliegenden Gesetzesänderung wird dieser Rechtsge-
danke eindeutig im Gesetzeswortlaut verankert, ohne dass hiermit inhaltliche Änderun-
gen verbunden sind. 

 

Zu § 2: 

Das Gesetz soll rückwirkend zum 1. Januar 2026 in Kraft treten, um die Leistungen 
nach dem Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetz schon für das 
Jahr 2026 auf der neuen Basis durchführen zu können. 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann
Abg. Peter Tomaschko
Abg. Gabriele Triebel
Abg. Nicole Bäumler
Abg. Markus Walbrunn
Abg. Martin Rosenberger



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf:

Gesetzentwurf der Abgeordneten

Peter Tomaschko, Holger Dremel, Thomas Huber u. a. und Fraktion (CSU),

Florian Streibl, Felix Locke, Martin Rosenberger u. a. und Fraktion (FREIE 

WÄHLER),

Katharina Schulze, Johannes Becher, Gabriele Triebel u. a. und Fraktion 

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN),

Holger Grießhammer, Nicole Bäumler, Volkmar Halbleib u. a. und Fraktion (SPD)

zur Änderung des Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes 

(Drs. 19/12649)

- Erste Lesung -

Begründung und Aussprache werden miteinander verbunden, damit 14 Minuten Rede-

zeit für die CSU-Fraktion. Ich eröffne zugleich die Aussprache. Die Gesamtredezeit 

der Fraktionen beträgt 29 Minuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an 

der Redezeit der stärksten Fraktion. Ich erteile als erstem Redner dem Kollegen Peter 

Tomaschko für die CSU-Fraktion das Wort, bitte schön.

Peter Tomaschko (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, liebe Kolleginnen, liebe 

Kollegen, Hohes Haus! Ich darf heute zu einem Gesetzentwurf sprechen, der schon 

etwas Besonderes ist. Ich darf Ihnen einen Entwurf vorstellen, der gemeinsam von 

CSU, FREIEN WÄHLERN, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD eingebracht wurde, 

entsprungen aus der interfraktionellen Arbeitsgruppe Erwachsenenbildung. Ich sage 

ganz offen: Es tut gut. Ich glaube, das könnte auch ein Beispiel für die Zukunft sein, 

dass wir als demokratische Parteien zusammenarbeiten und darstellen, dass es uns 

um die Sache geht. Genau das ist heute der Fall. Wir bringen für diesen wichtigen 

Bereich diese gemeinsame Initiative, diesen gemeinsamen Gesetzentwurf ein.

Es geht um die Erwachsenenbildung in Bayern. Ich behaupte, das ist einer der am 

meisten unterschätzten Bereiche unserer Bildungslandschaft. Wir reden viel über 
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Schulen, Kitas, Hochschulen und viele andere Dinge – natürlich zu Recht. Wir wissen 

aber auch, wie wichtig die Erwachsenenbildung bei uns in Bayern ist, ein Bereich, der 

nie aufhört. Mir gefällt ein Zitat ganz besonders: Lernen ist wie Rudern gegen den 

Strom. Hört man damit auf, treibt man zurück. – Das ist vom chinesischen Philoso-

phen Laotse Laozi. Genau hier leistet die Erwachsenenbildung einen unschätzbaren 

Wert für unsere Gesellschaft.

Erwachsenenbildung, das ist die Volkshochschule im Landkreis, das ist die Alphabeti-

sierung für den, der als Erwachsener endlich Lesen lernt, das ist der Computerkurs 

für die Seniorin, die im Alter noch digital sein möchte, und das ist der Italienischkurs 

desjenigen, der im Urlaub in Italien, vielleicht in Jesolo, sein Essen auf Italienisch 

bestellen möchte. Wir sehen, Sprache, Teilhabe, Integration und gesellschaftlicher 

Zusammenhalt finden hier statt.

Deswegen ist das eben kein Nischenthema, nicht etwas, das irgendwo am Rand 

steht, sondern das ist das Fundament unserer Demokratie. Ich habe beim vorherigen 

Tagesordnungspunkt gut zugehört; manchen hier würde es auch nicht schaden, den 

einen oder anderen Kurs zu belegen.

Wir in Bayern nehmen das ernst, und zwar nicht seit gestern. Unser Auftrag zur 

Förderung der Erwachsenenbildung steht in Artikel 139 unserer Bayerischen Verfas-

sung. Wir kommen diesem Auftrag mit einem eigenen Gesetz nach: dem Bayerischen 

Erwachsenenbildungsförderungsgesetz. Wir sprechen hier immerhin über rund 44 Mil-

lionen Euro allein für die institutionelle Förderung im laufenden Jahr.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, dieses Gesetz haben wir 2018 und auch damals 

schon interfraktionell auf ein modernes Fundament gestellt. Freiheitlichkeit, Pluralität, 

Kooperation – das sind die drei Prinzipien, auf denen es beruht. Ich darf sagen: Das 

System hat sich bewährt. Das System steht, und das System funktioniert sehr gut.

Jetzt kommen wir aber zum Kern. Ein gutes Gesetz erkennt man auch daran, dass 

man es nachjustiert, wenn das die Praxis verlangt. Genau das tun wir heute. Es waren 
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nämlich nicht wir Politiker, die uns das ausgedacht haben – es waren die Träger 

selbst, die Arbeitsgemeinschaften der Erwachsenenbildung, die Ende letzten Jahres 

auf uns zugekommen sind und gesagt haben: Ja, es funktioniert gut, aber passt 

auf: An drei Stellen müssen wir nachschärfen. Wir haben zugehört; wir haben das 

gemeinsam mit dem Kultusministerium aufgegriffen. Das Ergebnis liegt Ihnen heute 

vor.

Lassen Sie mich in aller Kürze – ich versuche das ohne Paragrafenreiterei – auf die 

drei wichtigsten Punkte eingehen.

Das erste und, ich glaube, das Wesentliche ist die sogenannte Stabilisierungskompo-

nente. Seit Anfang dieses Jahres verteilen wir die Fördermittel nach einem neuen 

Schlüssel. 40 % gehen nach Doppelstunden, 30 % nach Teilnehmenden und 30 % 

nach Veranstaltungen. Das haben sich die Träger im Jahr 2022 auch so gewünscht, 

natürlich auch noch von der Corona-Pandemie geprägt.

Nun zeigt sich in der Praxis: Dieser Schlüssel ist grundsätzlich gut, aber er kann 

von Jahr zu Jahr natürlich auch zu Verschiebungen führen, die keiner, weder wir als 

Gesetzgeber noch die Träger, so möchte. Stellen wir uns das einmal praktisch vor. Ein 

Bildungsträger plant sein Personal, seine Kurse, seine Standorte und weiß von Jahr 

zu Jahr nicht, ob ihm vielleicht ein größerer Batzen seiner Förderung wegbricht. So 

kann niemand vernünftig planen.

Deshalb bauen wir eine Sicherung ein. Wir sagen und schreiben hier im Gesetz fest: 

Kein Träger darf von einem Jahr auf das nächste Jahr mehr als 1 % seines Anteils an 

der Gesamtförderung verlieren. – Ein einfacher Satz, aber, liebe Kolleginnen und liebe 

Kollegen, mit sehr, sehr großer Wirkung. Das ist ein sogenanntes Sicherheitsnetz. 

Der Wettbewerb bleibt, die Entwicklung bleibt möglich, aber niemand stürzt ab. Wir 

schützen damit die Kleinen, und wir schützen die Großen. Und das Beste daran ist: 

Wir können das auch absolut innerhalb unseres Haushaltsrahmens abbilden.
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Der zweite Punkt ist weniger Bürokratie. Hier haben wir wirklich konkrete Ansatzpunk-

te. Wir sprechen ja so oft, auch heute in der Aktuellen Stunde, über den Bürokratieab-

bau. Hier können wir ihn einfach machen.

Wir haben bisher Mittel aus zwei Fördertöpfen über ein eigenes Projektförderverfahren 

ausgereicht: einmal für die Bildungsmaßnahmen für Menschen mit Behinderung und 

einmal für ein gesellschaftlich besonders wichtiges Schwerpunktthema, das wir im 

Landtag immer festsetzen, aktuell die Digitalisierung und die Medienkompetenz.

Das Problem ist: Es sind immer dieselben Empfänger, die schon längst eine institutio-

nelle Förderung erhalten. Sie müssen also für die gleiche Arbeit immer mindestens 

zwei Anträge stellen, zweimal die Abrechnung erstellen und zweimal die Verwaltun-

gen bemühen. Das ist eine Doppelbelastung. Wir möchten mit diesem Gesetzentwurf 

damit Schluss machen. Wir wandeln die beiden Projekttöpfe in Zuschläge zur institu-

tionellen Förderung um. Das heißt, wir haben künftig nur noch ein Verfahren anstatt 

zwei Verfahren, und wir im Landtag haben auch weiterhin das Steuerungsrecht. Wir 

können weiterhin die gesellschaftlichen Schwerpunkte setzen, aber ein Verfahren ent-

fällt, und der jeweilige Träger hat den Antrag nur noch einmal zu stellen. Ich glaube, 

das ist ein ganz wesentlicher und ganz klarer Punkt.

Der dritte Punkt – ich will es ganz kurz machen – ist: Bei Artikel 8 geht es um die 

Überlassung von Räumen und Lehrmittel durch Staat und Kommunen. Wir machen 

es hier ganz einfach, weil bisher der Begriff "angemessenes Entgelt" manchmal zu 

Fragen und zu Schwierigkeiten geführt hat. Wir stellen jetzt klar: Es gilt das, was ei-

gentlich schon immer gelten musste, nämlich das Haushalts- und das Kommunalrecht. 

Damit haben wir draußen Klarheit geschaffen. Von den Kommunen kann das einfach 

so bearbeitet werden, und die Träger wissen immer, woran sie sind.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, zusammenfassend gesagt: Wir sorgen für Stabilität, 

wir sorgen für Planbarkeit, wir vermeiden Verwerfungen, die keiner will und keiner 
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wollte, und – ganz wesentlich – wir bauen Bürokratie ab. Wir schaffen damit Klarheit. 

Wir können das alles auch im aktuellen Haushalt abbilden.

Mich freut besonders, dass wir diesen Gesetzentwurf interfraktionell so einbringen 

können. Ich darf mich bei allen Kolleginnen und Kollegen noch einmal für die hervor-

ragende Zusammenarbeit bedanken. Ganz, ganz wichtig ist: Die Träger unterstützen 

das ganz, ganz nachhaltig. Alle vier Träger, vom großen Volkshochschulverband über 

die katholische und die evangelische Erwachsenenbildung bis hin zum Bildungswerk 

des Bauernverbandes sagen: Ja, genau so wollen wir das.

Ich glaube, wenn wir hier im Parlament und draußen bei den Trägern diese breite 

Zustimmung haben und auch wissen, dass das bei den Bürgerinnen und Bürgern 

ankommt, können wir auch sagen: Wir haben es richtig gemacht.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einmal betonen: Heute geht es eben nicht um 

Fördersätze oder Prozentsätze und Förderschlüssel – es geht darum, dass die Er-

wachsenenbildung ein stabiler Partner bleibt, ein Partner für Bildung, für Demokratie 

und damit für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Gerade in einer Zeit, in der die 

Gräben in unserer Gesellschaft tiefer werden oder es zumindest so scheint, brauchen 

wir Orte, an denen Menschen zusammenkommen, dazulernen, mitreden und teilha-

ben. Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau diese Orte stärken wir heute.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, deshalb freue ich mich, dass wir diesen Weg 

gemeinsam über die Fraktionsgrenzen hinweg gehen konnten. Ich bitte Sie alle um 

Unterstützung für diesen guten, für diesen bürgernahen und für diesen bayerischen 

Weg: für diesen Gesetzentwurf.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Nächste Rednerin ist die 

Kollegin Gabriele Triebel für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön, Sie 

haben das Wort.
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Gabriele Triebel (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Lebenslanges Lernen ist eine Grundvoraussetzung dafür, dass Menschen mit 

den Veränderungen unserer Zeit Schritt halten können – beruflich, gesellschaftlich 

und persönlich. Deshalb ist die Erwachsenenbildung eine tragende Säule unseres 

Bildungssystems und ein unverzichtbarer Beitrag für Demokratie, Teilhabe und gesell-

schaftlichen Zusammenhalt. Der heute vorliegende Gesetzentwurf verfolgt genau die-

ses Ziel. Er entwickelt das Bayerische Erwachsenenbildungsförderungsgesetz sinnvoll 

weiter und garantiert eine vielfältige Trägerlandschaft, die die soziale Wirklichkeit in 

unserem Land widerspiegelt.

Der erste Punkt der Gesetzesänderung betrifft die Verteilung der Fördermittel. Mit der 

Reform von 2023 wurde ein modernes Finanzierungssystem geschaffen, das sich an 

Leistungen, Angeboten und Teilnehmenden orientiert. Dieser Schritt war richtig.

Inzwischen hat sich aber gezeigt, dass dieses System zu unerwartet starken Schwan-

kungen bei der Mittelverteilung führen kann. Das schafft Unsicherheit gerade für Trä-

ger, die langfristig planen und Personal beschäftigen müssen. Die nun vorgesehene 

Stabilisierungskomponente ist deshalb ein vernünftiger Ausgleich. Sie verhindert dras-

tische Einbrüche von einem Jahr auf das andere und lässt gleichzeitig Raum für Wei-

terentwicklung und Wettbewerb. Das schafft Planungssicherheit, ohne die notwendige 

Dynamik aus dem System zu nehmen.

Ebenso zu begrüßen ist der Abbau von Bürokratie. Die bisherigen zusätzlichen För-

derverfahren für Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen oder für die jeweiligen 

Schwerpunktthemen werden künftig einfacher ausgestaltet.

(Unruhe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Entschuldigung, ganz kurz. – Bitte die 

Zwischengespräche einstellen.
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Gabriele Triebel (GRÜNE): Die Mittel fließen weiterhin dorthin, wo sie gebraucht 

werden, aber mit deutlich weniger Bürokratieaufwand.

Auch die Klarstellung bei der Nutzung öffentlicher Räume ist sinnvoll. Volkshochschu-

len und andere Bildungsträger sind häufig auf Räume in Schulen oder kommunalen 

Einrichtungen angewiesen. Klare gesetzliche Regelungen schaffen hier Rechtssicher-

heit und vermeiden unnötige Diskussionen über Gebühren oder Zuständigkeiten. Das 

hilft allen Beteiligten.

Meine Damen und Herren, besonders hervorheben möchte ich auch, wie dieses Ge-

setz entstanden ist; dazu hat Kollege Tomaschko ja schon einiges gesagt, aber nun 

auch von mir. Es ist das Ergebnis eines konstruktiven Austausches mit den Trägern 

der Erwachsenenbildung und dem Kultusministerium und einer guten Zusammenarbeit 

der demokratischen Fraktionen dieses Hauses.

Genau so sollte Politik arbeiten: Probleme erkennen, denjenigen zuhören, die täglich 

damit arbeiten, unterschiedliche Perspektiven zusammenführen und gemeinsam nach 

der besten Lösung suchen. Gerade in einer Zeit, in der Politik häufig pauschal Hand-

lungsunfähigkeit vorgeworfen wird, zeigen wir, dass wir handlungsfähig und bereit 

sind, Gesetze nachzuschärfen, wenn die Praxis dies erforderlich macht, und dass wir 

über Fraktionsgrenzen hinweg zusammenarbeiten können, wenn es um gute Lösun-

gen für die Menschen geht.

Kolleginnen und Kollegen, die Herausforderungen unserer Zeit werden nicht kleiner. 

Digitalisierung, Fachkräftemangel, Integration, gesellschaftlicher Zusammenhalt und 

die Stärkung unserer Demokratie verlangen nach starken Bildungsangeboten – und 

zwar nicht nur für die Kinder und Jugendlichen, sondern für Menschen jeden Alters.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist keine spektakuläre Reform, aber er ist ein gutes 

Beispiel dafür, wie verantwortungsvolle Politik funktioniert: gemeinsam, pragmatisch 

und lösungsorientiert. Deshalb stimmen wir diesem Gesetzentwurf sehr gerne zu.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Danke schön. – Die nächste Rednerin ist 

die Kollegin Nicole Bäumler für die Fraktion der SPD. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Nicole Bäumler (SPD): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich begin-

ne mit einem Namen, den man in einer Debatte über Kontingentierungsformeln eher 

nicht erwartet: Adolf Reichwein. Reichwein war Sozialdemokrat, war Pädagoge, und er 

war der Leiter der Volkshochschule in Jena. Reichwein glaubte fest daran, dass eine 

Demokratie nur Bestand haben kann, wenn erwachsene Personen niemals aufhören 

zu lernen. Als Mitglied des Kreisauer Kreises war er als Kultusminister für die Zeit 

nach einem geglückten Hitlersturz vorgesehen. Wegen seiner Beteiligung am Wider-

stand wurde er verhaftet. Er wurde vom Volksgerichtshof unter Roland Freisler zum 

Tode verurteilt. Er wurde schließlich am 20. Oktober 1944 in Plötzensee hingerichtet.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich erzähle das alles nicht, um die Debatte größer 

zu machen, als sie eigentlich ist. Nein, ich erzähle das Ganze, weil es eben erklärt, 

worum es bei diesem vielleicht zunächst eher trocken klingenden Gesetzentwurf ei-

gentlich geht. Es geht nämlich um die Frage, ob ein Staat es den Menschen ermög-

licht, ein Leben lang zu lernen –,

(Unruhe)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Noch einmal ganz kurz: Ich bitte wirklich, 

die Zwischengespräche einzustellen. Das ist sehr unhöflich gegenüber der Rednerin 

vorne.

Nicole Bäumler (SPD): – und zwar unabhängig vom Alter, unabhängig vom Geldbeu-

tel und auch unabhängig vom bisherigen Bildungsweg.

Was der vorliegende Gesetzentwurf konkret regelt, haben die Kolleginnen und Kolle-

gen bereits ausführlich dargelegt. Deswegen nur noch einmal ganz kurz: Zum einen 

gibt es eine Stabilisierungskomponente, die eine Art Sicherheitsgurt für die Trägerin-
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nen und Träger der Erwachsenenbildung darstellt. Zum anderen sieht der Gesetzent-

wurf den Abbau von Bürokratie vor. Das ist ganz entscheidend, weil dadurch Ressour-

cen für das frei werden, worauf es eigentlich ankommt: die Kurse, den Unterricht.

Drittens schafft dieser Gesetzentwurf Rechtsklarheit bei der Raumnutzung in Schu-

len oder beispielsweise auch in Hochschulen, damit am Ende vor Ort nicht darüber 

debattiert oder im schlimmsten Fall sogar darüber gestritten werden muss, wie die 

Verhältnisse vor Ort sein sollen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, was an diesem Gesetzentwurf besonders ist und 

was mich auch besonders freut – auch das haben die Kolleginnen und Kollegen 

bereits erwähnt –, ist der Weg, den wir gegangen sind. Vier demokratische Fraktionen 

haben in der interfraktionellen Arbeitsgruppe Erwachsenenbildung diesen Gesetzent-

wurf gemeinsam auf den Weg gebracht.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, keine Schlagzeilen, kein Streit, sondern handfeste 

Ergebnisse – und zwar handfeste Ergebnisse, die vielen, vielen Menschen hier in 

Bayern dienen werden.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

In Zeiten, in denen manche lautstark behaupten, Demokratie könne nichts mehr lie-

fern, ist doch genau das die beste Antwort. Wir liefern leise, aber eben wirkungsvoll.

Wir als SPD sehen hier einen wirklich wichtigen Schritt, der mit diesem Gesetzentwurf 

gegangen wird. Das darf aber eben nicht der letzte Schritt im Bereich der Erwach-

senenbildung sein. Wir als SPD wollen die Erwachsenenbildung endlich auch als 

die vierte Säule unseres Bildungssystems verankert sehen, beispielsweise mit einem 

Recht auf bezahlte Bildungsfreistellung und mit echten digitalen Angeboten für alle 

Generationen. Diesen Weg würden wir gerne auch so weitergehen, wie wir diesen 

Weg jetzt gegangen sind, nämlich gemeinsam.
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Adolf Reichwein hat sein Leben für die Überzeugung gegeben, dass Bildung und 

Demokratie, dass diese zwei Komponenten ganz eng zusammengehören. Mit dem 

Gesetz bauen wir – jede und jeder von uns – ein kleines Stück an dem weiter, für das 

Adolf Reichwein stand.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Vielen Dank. – Nächster Redner für die 

AfD-Fraktion ist der Abgeordnete Markus Walbrunn. Bitte schön, Sie haben das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Markus Walbrunn (AfD): Herr Vizepräsident, meine Damen und Herren! Erwachse-

nenbildung ist und bleibt ein wichtiger Bestandteil unserer Bildungslandschaft. Das 

zeigt insbesondere die rasche Erholung der Teilnehmerzahlen seit Ende der Coro-

na-Maßnahmen; sie spricht hier eine doch sehr deutliche Sprache. Mittlerweile be-

suchen landauf, landab wieder mehrere Millionen Menschen in ganz Bayern die 

umfangreichen Angebote des Volkshochschulverbands, der konfessionellen Arbeits-

gemeinschaften sowie des Bildungswerks des Bayerischen Bauernverbands. Allein 

bei den Volkshochschulen sind es ja wieder gut zwei Millionen Menschen jährlich.

Das heißt aber natürlich nicht, dass es nicht auch einmal an der einen oder anderen 

Ecke knirscht. Der vorliegende Gesetzentwurf greift diesbezüglich mehrere Punkte 

auf, und es ist sicherlich auch ganz gut, dass Sie da an die verschiedenen Verbände 

herangetreten sind.

Konkret – das wurde hier ja schon aufgeführt – werden im Wesentlichen drei Punk-

te adressiert: So sollen die Verfahren zur Gewährung zusätzlicher Leistungen für 

Maßnahmen für Menschen mit Behinderungen sowie das durch den Landtag festzule-

gende Schwerpunktthema bürokratisch entschlackt und Verwaltungslasten reduziert 

werden.Weniger Verwaltung, mehr Wirkung vor Ort – das ist sicherlich eine gute 

Sache, könnte aus unserer Sicht aber gerne noch unkomplizierter sein, zum Beispiel, 
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indem man das politisch gesetzte Schwerpunktthema einfach gleich ganz streicht. Ich 

denke, die Träger wissen ganz gut um die Bedarfe und Wünsche der Kunden vor Ort. 

Dafür brauchen die nicht unsere Nachhilfe.

Dann enthält der Gesetzentwurf noch eine rechtliche Klarstellung zur Nutzung staatli-

cher und kommunaler Räume und Lehrmittel. Das ist natürlich ebenfalls sinnvoll und 

nicht zu beanstanden. So unspektakulär bleibt es auch, viel kontroverser wird es im 

Gesetzentwurf nicht.

Das Kernelement – auch das haben wir schon gehört – ist die Einführung einer Sta-

bilisierungskomponente bei der Mittelvergabe. Grundsätzlich werden die staatlichen 

Mittel zu 40 % nach gegebenen Doppelstunden sowie zu jeweils 30 % nach Veranstal-

tung und Teilnehmern vergeben. Neu ist lediglich, dass künftig kein Fördermittelemp-

fänger von einem Jahr auf das nächste mehr als 1 % des Vorjahresanteils verlieren 

können soll. Das Ziel ist klar – das wurde auch genannt –, es geht hier um die 

Planbarkeit für die Bildungseinrichtungen.

Aber diese Regelung – so verständlich sie aus Sicht der Träger ist – ist natürlich ein 

zweischneidiges Schwert; denn sie untergräbt auf der anderen Seite natürlich den 

Wettbewerb zwischen den Institutionen. Wer Verluste deckelt, begrenzt automatisch 

auch mögliche Zugewinne; denn was der eine nicht verlieren kann, kann der andere 

auch nicht gewinnen. Als AfD würden wir dann doch deutlich mehr dazu tendieren, 

hier mehr Wettbewerb zuzulassen, und ehrlicherweise sind wir auch über dieses 1 % 

gestolpert. Wo kommt das her? Das wirkt etwas willkürlich, jedenfalls so lange, bis 

man sich damit auseinandersetzt, wie die Entwicklungen in den letzten vier Jahren 

waren; dann stellt man nämlich schnell fest, dass Sie hier im Prinzip nur den Status 

quo zementieren; denn tatsächlich ist es auch jetzt schon ziemlich statistisch. Starke 

Schwankungen oder mehr als 1 % innerhalb eines Jahres ist seit Corona zwischen 

den Trägern nicht vorgekommen.

(Unruhe)
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Es ist also mitnichten so,

(Katrin Ebner-Steiner (AfD): So laut hier!)

dass die Träger der bayerischen Erwachsenenbildung durch massiv schwankende – –

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Entschuldigung, ich bitte die Zwischenge-

spräche einzustellen. Es ist extrem laut im Plenarsaal. Danke.

Markus Walbrunn (AfD): Es ist also mitnichten so, dass die Träger der bayerischen 

Erwachsenenbildung durch massiv schwankende Leistungen aus dem Staatshaushalt 

gefährdet wären, schon allein deswegen nicht, weil die Einnahmen des Bayerischen 

Volkshochschulverbands nur etwa zu 10 % aus staatlichen Fördermitteln bestehen. 

Ein wirkliches Defizit in der Erwachsenenbildung wird hier aus Sicht der AfD nicht 

adressiert.

Defizite gibt es aber natürlich auch. Da müssten wir uns allerdings mit anderen 

Themen auseinandersetzen, zum Beispiel mit der Frage, warum die Programme der 

VHS & Co. offenbar für Männer weniger attraktiv sind – drei Viertel aller Kursteil-

nehmer sind nämlich weiblich –, oder wir müssten auch darüber reden, dass dem 

beruflichen Fortkommen gerade einmal kümmerliche 4,6 % aller VHS-Veranstaltungen 

gewidmet sind. Das ist viermal weniger als im Bereich politisch-gesellschaftlicher Bil-

dung. Da stimmt der Mix aus unserer Sicht definitiv nicht.

(Beifall bei der AfD)

Ein bisschen weniger Haltung zeigen und dafür etwas mehr die Köpfe rauchen lassen 

für unseren wirtschaftlichen Erfolg – das wäre nicht nur gut für die Erwachsenenbil-

dung, das wäre tatsächlich auch ganz gut für die Demokratie in unserem Land. Ich 

denke, dazu wird die AfD in Zukunft auch noch den einen oder anderen Antrag ein-

bringen. Ihren Gesetzentwurf werden wir im Ausschuss jedenfalls kritisch-konstruktiv 

begleiten und freuen uns auf die Beratungen. – In diesem Sinne vielen Dank für die 

Aufmerksamkeit.

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 12

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5106
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5373


(Beifall bei der AfD)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Nächster Redner ist der Kollege Martin 

Rosenberger für die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte schön.

Martin Rosenberger (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Erwachsenenbildung ist weit mehr als die Fortsetzung schulischen 

Lernens; sie ist ein wesentlicher Baustein einer lebendigen Demokratie, einer leis-

tungsfähigen Wirtschaft und eines starken gesellschaftlichen Zusammenhalts. In einer 

Zeit, in der sich Arbeitswelt, Technologie und gesellschaftliche Anforderungen rasant 

verändern, gewinnt das lebenslange Lernen immer mehr an Bedeutung. Erwachse-

nenbildung eröffnet Menschen jeden Alters die Möglichkeit, sich beruflich weiterzuqua-

lifizieren, neue Kompetenzen zu erwerben oder sich persönlich weiterzuentwickeln. 

Sie umfasst die berufliche Weiterbildung ebenso wie Sprachkurse, politische Bildung, 

Gesundheitsbildung oder den zweiten Bildungsweg. Gerade die Vielfalt der Angebote 

macht ihre besondere Stärke aus. Sie ermöglicht gesellschaftliche Teilhabe, stärkt die 

Eigenverantwortung und trägt dazu bei, dass Menschen den Wandel aktiv gestalten 

können. Deshalb ist die Erwachsenenbildung eine Investition in die Zukunft unseres 

Landes, und deshalb ist es unsere Aufgabe, ihr verlässliche und praxisgerechte Rah-

menbedingungen zu geben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Genau dieses Ziel verfolgt der vorliegende Gesetzentwurf zur Änderung des 

Bayerischen Erwachsenenbildungsförderungsgesetzes. Bereits mit der Reform im 

Jahr 2023 wurde eine neue Verteilungssystematik der Fördermittel beschlossen. Die 

Mittel werden seit diesem Jahr zu 40 % nach den geleisteten Doppelstunden sowie 

zu jeweils 30 % nach Teilnehmenden und Veranstaltungen verteilt. Damit wurde ein 

modernes leistungs- und angebotsorientiertes Fördersystem geschaffen, das die un-

terschiedlichen Profile der anerkannten Träger besser berücksichtigt.
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Inzwischen zeigt sich jedoch, dass diese neue Systematik in der Praxis zu deutlich 

stärkeren Verschiebungen zwischen den einzelnen Trägern führen kann, als ursprüng-

lich erwartet wurde. Solche sprunghaften Veränderungen erschweren Planungssicher-

heit und gefährden im schlimmsten Fall bewährte Bildungsangebote vor Ort. Der 

Gesetzentwurf reagiert darauf mit Augenmaß. Die Grundstruktur der Förderung bleibt 

ausdrücklich erhalten. Gleichzeitig wird eine sinnvolle Stabilisierungskomponente ein-

geführt. Künftig soll kein Träger von einem Jahr auf das nächste mehr als 1 % sei-

nes bisherigen Förderanteils verlieren können. Das ist ein ausgewogener Ansatz. Er 

schafft Verlässlichkeit, ohne notwendige Entwicklungen zu verhindern. Leistungsanrei-

ze bleiben bestehen. Gleichzeitig erhalten die Träger die notwendige Planungssicher-

heit, um Personal zu halten, Kurse anzubieten und langfristig zu investieren.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist der Bürokratieabbau. Bislang mussten zusätzliche För-

derungen, etwa für Bildungsangebote für Menschen mit Behinderungen oder für die 

vom Landtag festgelegten Schwerpunktthemen, in gesonderten Verwaltungsverfahren 

beantragt und abgewickelt werden. Das verursachte unnötigen Aufwand sowohl bei 

den Trägern als auch in der Verwaltung. Künftig werden diese Förderungen als 

Zuschläge auf die bestehenden Grundförderungen ausgezahlt. Das reduziert Verwal-

tungsaufwand, vereinfacht die Verfahren und sorgt dafür, dass mehr Zeit und Ressour-

cen dort eingesetzt werden können, wo sie gebraucht werden: in der Bildungsarbeit 

selbst.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Besonders begrüßenswert ist dabei, dass der Landtag weiterhin die Möglichkeit be-

hält, gesellschaftlich besonders wichtige Themen gezielt zu fördern und entsprechen-

de bildungspolitische Schwerpunkte zu setzen.

Schließlich sorgt der Gesetzentwurf auch bei der Nutzung öffentlicher Räume für 

mehr Rechtssicherheit. Viele Einrichtungen der Erwachsenenbildung sind auf Klassen-

räume, Hörsäle oder andere öffentliche Gebäude angewiesen. Die bisherige Formu-
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lierung eines angemessenen Entgelts hat in der Praxis immer wieder zu unterschied-

lichen Auslegungen geführt. Künftig verweist das Gesetz unmittelbar auf die bereits 

geltenden haushalts- und kommunalrechtlichen Vorschriften. Damit wird keine neue 

Rechtslage geschaffen, sondern bestehendes Recht eindeutig und transparent im 

Gesetz verankert. Das schafft Klarheit für alle Beteiligten und vermeidet unnötige 

Rechtsunsicherheiten.

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf ist kein grundlegender Systemwech-

sel; er ist vielmehr eine sachgerechte Weiterentwicklung eines bewährten Förder-

rechts; er reduziert Bürokratie und schafft mehr Rechtssicherheit, und das alles ohne 

zusätzliche Belastungen für den Staatshaushalt. Damit stärken wir die Träger der Er-

wachsenenbildung, sichern ein vielfältiges Bildungsangebot in allen Regionen Bayerns 

und leisten einen wichtigen Beitrag zur Chancengleichheit, zur Fachkräftesicherung 

und zum gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Die Erwachsenenbildung begleitet Menschen ein Leben lang, sie eröffnet neue Per-

spektiven, stärkt die persönliche Entwicklung und befähigt dazu, Verantwortung für 

sich selbst und für unsere Gesellschaft zu übernehmen. Dafür verdient sie verlässliche 

politische Unterstützung. Ich bitte Sie deshalb um Ihre Zustimmung zu diesem Gesetz-

entwurf. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht 

vor. Die Aussprache ist geschlossen. Ich schlage vor, den Gesetzentwurf dem Aus-

schuss für Bildung und Kultus als federführendem Ausschuss zu überweisen. Erhebt 

sich dagegen Widerspruch? – Das sehe ich nicht. Dann ist das so beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Hinblick auf die Tagesordnungspunkte 6 und 7 – 

Wahl eines Vizepräsidenten bzw. Wahl eines Schriftführers des Bayerischen Landtags 

– hat die AfD-Fraktion eine Begründung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame 

Aussprache beantragt. Hierüber soll auf Antrag der AfD-Fraktion gemäß § 42 Absatz 2 

Protokollauszug
84. Plenum, 07.07.2026 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 15

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5106


Satz 2 unserer Geschäftsordnung in der Vollversammlung eine Entscheidung herbei-

geführt werden. Ich lasse daher über diesen Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und eines Schriftführers im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 6 und 7 zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-

zeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – CSU, 

FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die SPD. Enthaltungen? – Keine. 

Damit ist der Antrag abgelehnt.
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